
 

  

S 32 AS 260/21

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Niedersachsen-Bremen
Sozialgericht Landessozialgericht Niedersachsen-

Bremen
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
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1. Instanz

Aktenzeichen S 32 AS 260/21
Datum 12.05.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 AS 145/22
Datum 06.02.2023

3. Instanz

Datum -

Das Urteil des Sozialgerichts Oldenburg vom 12. Mai 2022 wird geÃ¤ndert.

Der Bescheid des Beklagten vom 15. Dezember 2020 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 15. MÃ¤rz 2021 und des Teilanerkenntnisses
vom 12.Â Mai 2022 wird aufgehoben, soweit die Erstattungsforderung den
Betrag von 802,24 â�¬ Ã¼bersteigt.

Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin wendet sich gegen eine Erstattungsforderung des Beklagten und
beruft sich auf eine BeschrÃ¤nkung der MinderjÃ¤hrigenhaftung nach Â§ 1629a
BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB).
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Die am 7. Juli 2001 geborene KlÃ¤gerin bezog im streitbefangenen
Bewilligungszeitraum vom 1.Â Juli bis 31. Dezember 2019 in Bedarfsgemeinschaft
mit ihren Eltern und Geschwistern vorlÃ¤ufige Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II). Zugrunde lag
ein am 27. Mai 2019 gestellter Weiterbewilligungsantrag des Vaters der KlÃ¤gerin.
Die Leistungen wurden mit Bescheid des Beklagten vom 20. Juni 2019 und
Ã�nderungsbescheid vom 20. Juni 2019 vorlÃ¤ufig bewilligt und monatlich im
Voraus auf ein Konto des Vaters gezahlt. Am 7. Juli 2019 wurde die KlÃ¤gerin
volljÃ¤hrig.

Nach Feststellung des aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit erzielten Einkommens des
Vaters entschied der Beklagte abschlieÃ�end Ã¼ber die LeistungsansprÃ¼che und
lehnte den Leistungsantrag fÃ¼r den Bewilligungszeitraum vom 1. Juli bis 31.
Dezember 2019 wegen Erzielung bedarfsdeckenden Einkommens ab (Bescheid vom
15. Dezember 2020). Mit dem angefochtenen weiteren Bescheid vom 15. Dezember
2020 forderte der Beklagte die KlÃ¤gerin zur Erstattung der fÃ¼r sie vorlÃ¤ufig
gezahlten Leistungen in HÃ¶he von insgesamt 882,41 â�¬ auf, wobei auf Juli 2019
133,66Â â�¬, auf August 2019 229,75 â�¬ und auf die Monate September bis
Dezember 2019 jeweils 129,75 â�¬ entfielen.

Nach erfolglosem Widerspruchsverfahren (Widerspruchsbescheid vom 15. MÃ¤rz
2021) hat die KlÃ¤gerin am 15. April 2021 Klage gegen den Erstattungsbescheid
erhoben und u. a. die Einrede der BeschrÃ¤nkung der MinderjÃ¤hrigenhaftung
erhoben. Der Beklagte hat im Verhandlungstermin am 12. Mai 2022 auf die
Erstattung eines Betrages von 31,19 â�¬ verzichtet. Die KlÃ¤gerin hat das
Teilanerkenntnis angenommen. Die weitergehende Anfechtungsklage hat das
(Sozialgericht) SG mit Urteil vom 12. Mai 2022 abgewiesen und hinsichtlich der im
Berufungsverfahren allein noch streitbefangenen BeschrÃ¤nkung der
MinderjÃ¤hrigenhaftung ausgefÃ¼hrt, dass der Beklagte diese mit seinem
Teilanerkenntnis ausreichend berÃ¼cksichtigt habe. Â§ 1629a BGB knÃ¼pfe nach
der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) allein an die Saldierung
zwischen der fremdverantworteten Verbindlichkeit und dem VermÃ¶gensbestand
bei Eintritt der VolljÃ¤hrigkeit an. Daher komme es auf Verbindlichkeiten, die durch
die Inanspruchnahme von Leistungen nach Eintritt der VolljÃ¤hrigkeit entstanden
seien, nicht an.

Gegen das ihr am 20. Mai 2022 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 20. Juni 2022
Berufung eingelegt, mit der sie geltend macht, dass im Hinblick auf Â§ 1629a BGB
auch die nach Eintritt der VolljÃ¤hrigkeit fÃ¼r sie gezahlten Leistungen von ihr nicht
zu erstatten seien, da sie zum Zeitpunkt des der LeistungsgewÃ¤hrung
zugrundeliegenden Antrags des Vaters noch minderjÃ¤hrig gewesen sei.

Der KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des SG Oldenburg vom 12. Mai 2022 sowie den Bescheid des Beklagten
vom 15. Dezember 2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15. MÃ¤rz
2021 und des Teilanerkenntnisses vom 12. Mai 2022 aufzuheben.
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Der Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Die KlÃ¤gerin hat auf Aufforderung des Senats einen Kontoauszug ihres Girokontos
vorgelegt, welcher fÃ¼r den Tag des Eintritts ihrer VolljÃ¤hrigkeit ein Guthaben von
53,49 â�¬ ausweist. Im Ã�brigen hat die KlÃ¤gerin in einer VermÃ¶gensauskunft
erklÃ¤rt, zu jenem Zeitpunkt Ã¼ber keinerlei VermÃ¶genswerte verfÃ¼gt zu haben.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf Verwaltungs- und
Prozessakten verwiesen, die Gegenstand der Beratung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die zulÃ¤ssige, insbesondere fristgerecht eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber
die der Senat mit dem EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung entscheidet (Â§Â§ 153 Abs.Â 1, 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz â��
SGG), ist teilweise begrÃ¼ndet.

Der angefochtene Erstattungsbescheid des Beklagten vom 15. Dezember 2020 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15. MÃ¤rz 2021 und des in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem SG erklÃ¤rten Teilanerkenntnisses ist
rechtwidrig, soweit die geltend gemachte Erstattungsforderung den Betrag von
802,24 â�¬ Ã¼bersteigt. Die erstinstanzliche Entscheidung ist entsprechend zu
korrigieren. Im Ã�brigen erweist sich die Berufung als unbegrÃ¼ndet.

Im Berufungsverfahren im Streit steht nur noch eine Erstattungsforderung in HÃ¶he
von 851,22Â â�¬, nachdem der Beklagte erstinstanzlich auf die Erstattung eines
Betrages von 31,19Â â�¬ (fÃ¼r die Zeit vom 1. bis 7. Juli 2019 gewÃ¤hrte
Leistungen) verzichtet hat. Nicht mehr streitig ist zwischen den Beteiligten, dass die
KlÃ¤gerin aufgrund der von dem Beklagten vorgenommenen abschlieÃ�enden
Entscheidung Ã¼ber ihre LeistungsansprÃ¼che fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli bis
31. Dezember 2019 in Form einer sog. Nullfeststellung dem Grunde nach gemÃ¤Ã� 
Â§ 41a Abs. 6 S. 3 und 4 SGB II zur Erstattung der vorlÃ¤ufig gezahlten Leistungen
verpflichtet ist. Streitig ist nur noch, im welchem Umfang bezÃ¼glich der
verbliebenen Erstattungsforderung die BeschrÃ¤nkung der MinderjÃ¤hrigenhaftung
gemÃ¤Ã� Â§ 1629a BGB zu Gunsten der KlÃ¤gerin eingreift.

Nach der genannten Vorschrift beschrÃ¤nkt sich die Haftung fÃ¼r
Verbindlichkeiten, die Eltern im Rahmen ihrer gesetzlichen Vertretungsmacht durch
RechtsgeschÃ¤ft oder eine sonstige Handlung mit Wirkung fÃ¼r das Kind
begrÃ¼ndet haben, auf den Bestand des bei Eintritt in die VolljÃ¤hrigkeit
vorhandenen VermÃ¶gens des Kindes. Soweit diese Vorschrift nach Â§ 40 Abs. 9
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SGB II in der zum 1. Januar 2023 in Kraft getretenen Fassung durch das ZwÃ¶lfte
Gesetz zur Ã�nderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze
â�� EinfÃ¼hrung eines BÃ¼rgergeldes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I 2022, 2328
) mit der MaÃ�gabe gilt, dass sich die Haftung eines Kindes auf das VermÃ¶gen
beschrÃ¤nkt, das bei Eintritt der VolljÃ¤hrigkeit den Betrag von 15.000Â â�¬
Ã¼bersteigt, ist diese Regelung auf den Fall der bereits am 7. Juli 2019 volljÃ¤hrig
gewordenen KlÃ¤gerin nicht anzuwenden, da maÃ�geblicher Zeitpunkt zur
Beurteilung der RechtmÃ¤Ã�igkeit eines noch nicht bestandskrÃ¤ftigen
Erstattungsbescheids im Hinblick auf die BeschrÃ¤nkung der
MinderjÃ¤hrigenhaftung der Zeitpunkt der VolljÃ¤hrigkeit ist (BSG, Urteil vom 18.
November 2018 â�� B 4 AS 43/17 R). 

Das SG Oldenburg hat in dem angefochtenen Urteil zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass Â§
1629a BGB an den VermÃ¶gensbestand bei Eintritt der VolljÃ¤hrigkeit anknÃ¼pft
und es daher auf Verbindlichkeiten, die durch die Inanspruchnahme von Leistungen
nach Eintritt der VolljÃ¤hrigkeit entstanden sind, nicht ankommt. Wie das BSG fÃ¼r
die vorliegende Fallgestaltung (endgÃ¼ltige Festsetzung nach vorlÃ¤ufiger
LeistungsgewÃ¤hrung) bereits entschieden hat, resultiert die zur Erstattung
fÃ¼hrende Ã�berzahlung aus der Beantragung und der Entgegennahme der
Leistungen nach dem SGB II durch den vertretungsberechtigten Elternteil (vgl. Â§
38 Abs. 1 S. 1 SGB II). Insoweit bewirkt Â§Â 1629a BGB eine BeschrÃ¤nkung der
Haftung fÃ¼r die Verbindlichkeiten, die die Eltern im Rahmen ihrer gesetzlichen
Vertretungsmacht durch RechtsgeschÃ¤ft oder sonstige Handlung fÃ¼r das Kind
begrÃ¼ndet haben (vgl. BSG, Urteil vom 28. November 2018 â�� B 14 AS 34/17 R
â�� juris Rn. 17 â�� 20). Vorliegend sind die Leistungen fÃ¼r den
Bewilligungszeitraum von Juli bis Dezember 2019 zwar noch von dem Vater im
Rahmen seiner gesetzlichen Vertretungsmacht beantragt worden. Die Leistungen
ab August 2019 sind aber nicht mehr im Rahmen dieser Vertretungsmacht
entgegengenommen worden. Hinsichtlich dieser Leistungen, die sie als VolljÃ¤hrige
bezogen hat und die daher nicht fremdverantwortet sind, kann die KlÃ¤gerin keinen
MinderjÃ¤hrigenschutz in Anspruch nehmen.

Die von der KlÃ¤gerin zitierte Kommentierung (Huber in: MÃ¼nchener Kommentar
zum BGB, 8.Â Aufl. 2020, Â§ 1629a Rn. 24) bestÃ¤tigt entgegen ihrer Auffassung
das gefundene Ergebnis. Soweit danach fÃ¼r alle in Â§ 1629a Abs. 1 S. 1 BGB
geregelte Fallgruppen allein darauf abzustellen ist, ob die betreffende
Verbindlichkeit wÃ¤hrend der MinderjÃ¤hrigkeit begrÃ¼ndet wurde, reicht es im
vorliegenden Verfahren fÃ¼r die begehrte HaftungsbeschrÃ¤nkung gerade nicht
aus, dass die KlÃ¤gerin bei Beantragung der im Streit stehenden Leistungen noch
minderjÃ¤hrig war. Denn â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� resultiert die zur Erstattung
fÃ¼hrende Ã�berzahlung aus der Beantragung und Entgegennahme der Leistungen
nach dem SGB II (vgl. Â§ 38 Abs. 1 S. 1 SGB II). Mit diesen Handlungen wurde die in
Rede stehende Verbindlichkeit begrÃ¼ndet. WÃ¤ren die auf dessen Konto
Ã¼berwiesenen Leistungen nicht von dem Vater entgegengenommen worden,
wÃ¤re keine Ã�berzahlung eingetreten, welche nach Â§ 41a Abs. 6 S. 3 und 4 SGB II
zu erstatten wÃ¤re. Es ist daher auch der Zeitpunkt der Entgegennahme der
Leistungen in den Blick zu nehmen. Die Leistungen fÃ¼r die Monate August bis
Dezember 2019 hat der Vater zwar noch im Rahmen seiner gesetzlichen
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Vertretungsmacht fÃ¼r die seinerzeit noch minderjÃ¤hrige KlÃ¤gerin beantragt,
aber nicht mehr im Rahmen dieser gesetzlichen Vertretungsmacht
entgegengenommen, da die KlÃ¤gerin zum Zeitpunkt der Ã�berweisungen bereits
volljÃ¤hrig war. 

Hinsichtlich der Leistungen fÃ¼r Juli 2019 (133,66 â�¬) ist allerdings in Anwendung
der vorstehenden MaÃ�stÃ¤be zu berÃ¼cksichtigen, dass diese vor Eintritt der
VolljÃ¤hrigkeit (7. Juli 2019) bereits in voller HÃ¶he an den damals noch gesetzlich
vertretungsberechtigten Vater der KlÃ¤gerin ausgezahlt worden waren, so dass
insoweit die HaftungsbeschrÃ¤nkung des Â§ 1629a BGB in vollem Umfang greift.
Die Haftung fÃ¼r diese fremdverantwortete Verbindlichkeit in HÃ¶he von 133,66
â�¬ beschrÃ¤nkt sich nach Â§ 1629a BGB auf den Bestand des bei Eintritt in die
VolljÃ¤hrigkeit vorhandenen VermÃ¶gens, welches sich nach der im
Berufungsverfahren nachgeholten SachaufklÃ¤rung auf 53,49 â�¬ (Guthaben auf
dem Girokonto) belief. Ein Betrag von 80,17 â�¬ (133,66 â�� 53,49) ist mithin nicht
zu erstatten, sodass sich die Erstattungsforderung des Beklagten um diesen Betrag
reduziert und ein Restbetrag von 802,24Â â�¬ verbleibt. 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Wegen des nur geringfÃ¼gigen
Obsiegens der KlÃ¤gerin ist eine anteilige Belastung des Beklagten mit den
auÃ�ergerichtlichen Kosten nicht gerechtfertigt.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 12.02.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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